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A. Problem 

Es soll besonderen Gestaltungsmöglichkeiten entgegengewirkt 
werden, durch die in erheblichem Umfang ungerechtfertigte 
Steuervorteile erzielt werden können. Außerdem sollen in ein-
zelnen Steuergesetzen erkannte Lücken geschlossen werden. 
Die Regierungsvorlage enthält dabei folgende Zielsetzungen: 

1. Begrenzung der Verrechnung von Verlusten mit anderen 
positiven Einkünften bei beschränkt haftenden Unterneh-
mern. 

2. Sicherstellung der Einmalbesteuerung der Gewinne von 
Kapitalgesellschaften in den Fällen der Fremdfinanzierung 
durch nichtanrechnungsberechtigte Anteilseigner. 

3. Ausschluß der einkommensmindernden Wirkung einer aus-
schüttungsbedingten Teilwertabschreibung oder eines aus-
schüttungsbedingten Veräußerungsverlustes. 

4. Verbesserung der innerstaatlichen Maßnahmen zur Ver-
meidung einer Doppelbesteuerung ausländischer Einkünfte. 

B. Lösung 

1. Durch den neu einzufügenden § 15 a EStG soll die Möglich-
keit, Verluste mit anderen positiven Einkünften zu verrech-
nen, bei beschränkt haftenden Unternehmern grundsätzlich 

*) Bericht der Abgeordneten Dr. Spöri und Dr. Kreile folgt 
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auf den Haftungsbetrag begrenzt werden. Weitergehende 
Verluste sollen in späteren Jahren nur mit Gewinnen aus 
der Einkunftsquelle verrechnet werden dürfen, aus der die 
Verluste stammen. 

2. Zu den Fällen einer übermäßigen Ersetzung von Eigenkapi-
tal durch andere Formen der Kapitalzufuhr aus Mitteln der 
Anteilseigner von Kapitalgesellschaften, die nicht am Kör

-

perschaftsteuer-Anrechnungsverfahren teilhaben, hat sich 
der Ausschuß im Grundsatz für die  vom Bundesrat vorge-
schlagene große Lösung (unter Einschluß festverzinslicher 
Mittel) entschieden. Wegen der Vielzahl der dabei zu be-
rücksichtigenden Probleme hat der Ausschuß jedoch auf 
eine Regelung in diesem Gesetz verzichtet und empfiehlt 
in einer Entschließung, die Bundesregierung zur Vorlage 
eines umfassenderen Gesetzentwurfes bis spätestens 31. De-
zember 1981 aufzufordern. 

3. Durch den neu einzufügenden § 50 c EStG (Ersatzvorschrift 
für § 39 KStG) soll im Falle des Erwerbs von Anteilen an 
einer Kapitalgesellschaft, die ein zur Anrechnung von Kör-
perschaftsteuer berechtigter Anteilseigner von einem Nicht

-

anrechnungsberechtigten erwirbt, dem Erwerber der An-
teile die einkommensmindernde Wirkung einer ausschüt-
tungsbedingten Teilwertabschreibung oder eines ausschüt-
tungsbedingten Veräußerungsverlustes versagt werden. 

4. Durch die Änderung des § 34 c EStG und des § 26 KStG soll 
das geltende System einer Anrechnung der ausländischen 
Steuer auf die entsprechende deutsche Steuer so geändert 
werden, daß die Doppelbesteuerung künftig wirkungsvoller 
als bisher gemildert werden kann. 

Auf einen weiteren Fall einer nicht gelösten Doppelbesteue

-

rung weist eine weitere Entschließung des Ausschusses hin. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Es liegt keine Alternativvorlage vor. 

D. Kosten 

Die finanziellen Auswirkungen sind deshalb besonders schwer 
zu schätzen, weil kaum vorauszusehen ist, in welcher Weise 
die bisher Verlustzuweisungsgesellschaften zugeführten Gelder 
künftig verwendet werden. Die Bundesregierung rechnet mit 
Steuermehreinnahmen von 500 Millionen DM, die sich durch 
die innerstaatlichen Maßnahmen zur Vermeidung von Doppel

-

besteuerung um 200 Millionen DM verringern. Die steuerliche 
Nichtanerkennung von Gewinnminderungen bei ausschüttungs-
bedingten Teilwertabschreibungen und Veräußerungsverlusten 
vermeidet weitere Steuermindereinnahmen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 8/3648 — in der aus der anliegenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. folgende Entschließungen zu fassen: 

a) Der Deutsche Bundestag hat die steuerlichen Probleme der Fremdfinanzie-
rung von Kapitalgesellschaften durch nichtanrechnungsberechtigte An

-teilseigner eingehend erörtert. Es wurde festgestellt, daß diese Anteils-
eigner ihrer Kapitalgesellschaft in zahlreichen Fällen in übersteigertem 
Maße Fremdkapital zugeführt haben. Im Hinblick auf die große Bedeutung 
für einen ungestörten Wettbewerb und für die Sicherung des Steuerauf-
kommens hält der Deutsche Bundestag eine gesetzliche Regelung für er-
forderlich, welche einen Mißbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten aus-
schließt und über die krassen Fälle hinausgeht, in denen schon nach gel-
tendem Recht Fremdkapital steuerlich nicht anzuerkennen ist. Aus diesem 
Grund ist der Deutsche Bundestag der Ansicht, daß gegenüber der von 
der Bundesregierung vorgeschlagenen kleinen Lösung eine umfassendere 
Lösung (sogenannte große Lösung) erforderlich ist. Die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Erweiterung des Regierungsentwurfs auf die sogenannte 
große Lösung wirft jedoch weitere schwierige Fragen auf, die angesichts 
der Kürze der zur Verfügung stehenden Beratungszeit in der laufenden 
Legislaturperiode nicht mehr befriedigend gelöst werden können. Die Bun-
desregierung wird deshalb ersucht, zu Beginn der nächsten Legislatur-
periode, spätestens bis zum 31. Dezember 1981, einen Gesetzentwurf vor-
zulegen, der das Problem der Fremdfinanzierung von Kapitalgesellschaften 
durch ihre nichtanrechnungsberechtigten Anteilseigner gegenüber der 
jetzt vorgeschlagenen sogenannten kleinen Lösung umfassender regelt. 

b) Die Bundesregierung wird aufgefordert, den § 26 Abs. 2, 3 und 5 des Kör-
perschaftsteuergesetzes und die entsprechenden Vorschriften im Gewerbe-
steuergesetz und im Bewertungsgesetz dahin zu überprüfen, wie die durch 
diese Vorschriften bewirkte Schlechterstellung von Ausschüttungen aus-
ländischer Tochter- bzw. Enkelgesellschaften an deutsche Muttergesell-
schaften gegenüber Thesaurierungen im Ausland beseitigt werden kann. 
Dabei sollte besonders geprüft werden, ob die in diesen Vorschriften ent-
haltene Bezugnahme auf das Außensteuergesetz, das eine andere Ziel-
setzung verfolgt, im Zusammenhang mit den Vorschriften der indirekten 
Steueranrechnung sinnvoll ist. Soweit entwicklungspolitische Gesichts-
punkte auftreten, soll geprüft werden, ob sie berücksichtigt werden müssen. 

3. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 9. Juni 1980 

Der Finanzausschuß 

Frau Matthäus-Maier 

Vorsitzende 

Dr. Spöri Dr. Kreile 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, 
des Körperschaftsteuergesetzes und anderer Gesetze 
- Drucksache 8/3648 - 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einkom

-

mensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes 
und anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Juni 1979 (BGBl. I S. 721), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 	 
(BGBl. I S.... ), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Die Summe der  Einkünfte, vermindert 
um den Altersentlastungsbetrag, den Ausbil-
dungsplatz-Abzugsbetrag und die nach § 34 c 
Abs. 2 und 3 abgezogene Steuer, ist der Ge-
samtbetrag der Einkünfte." 

2. § 7 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Absätze 7 bis 9 werden Ab-
sätze 6 bis 8. 

3. Dem § 13 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

„(5) § 15 a ist entsprechend anzuwenden." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Einkom

-

mensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes 
und anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Juni 1979 (BGBl. I S. 721), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom   
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

1a.  § 5 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Auf der Aktivseite sind ferner anzusetzen 

1. als Aufwand berücksichtigte Zölle und Ver-
brauchsteuern, soweit sie auf am Abschluß-
stichtag auszuweisende Wirtschaftsgüter des 
Vorratsvermögens entfallen, 

2. als Aufwand berücksichtigte Umsatzsteuer 
auf am Abschlußstichtag auszuweisende An

-

zahlungen." 

2. unverändert 

3. Dem § 13 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

„ (5) § 15 Abs. 1 Nr. 2 und § 15 a sind entspre-
chend anzuwenden." 
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Entwurf 

4. Hinter § 15 wird der folgende neue § 15 a ein-
gefügt: 

„§ 15 a 

Verluste bei beschränkter Haftung 

(1)1 Der einem Kommanditisten zuzurechnen-
de Anteil am Verlust der Kommanditgesell-
schaft darf weder mit anderen Einkünften aus 
Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus ande-
ren Einkunftsarten ausgeglichen werden, so-
weit ein negatives Kapitalkonto des Komman-
ditisten entsteht oder sich erhöht; er darf inso-
weit auch nicht nach § 10 d abgezogen werden. 
2 Haftet der Kommanditist am Bilanzstichtag den 
Gläubigern der Gesellschaft auf Grund des § 171 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs, so können ab-
weichend von Satz 1 Verluste des Kommandi-
tisten bis zur Höhe des Haltungsbetrags auch 
ausgeglichen oder abgezogen werden, soweit 
durch den Verlust ein negatives Kapitalkonto 
entsteht oder sich erhöht. 3 Satz 2 ist nur anzu-
wenden, wenn derjenige, dem der Anteil zuzu-
rechnen ist, im Handelsregister eingetragen ist, 
das Bestehen der Haftung nachgewiesen wird 
und eine Vermögensminderung auf Grund der 
Haftung nicht durch Vertrag ausgeschlossen 
oder nach Art und Weise des Geschäftsbetriebs 
unwahrscheinlich ist. 

(2) Soweit der  Verlust nach Absatz 1 nicht 
ausgeglichen oder abgezogen werden darf, min-
dert er die Gewinne, die dem Kommanditisten 
in späteren Wirtschaftsjahren aus seiner Betei-
ligung an der Kommanditgesellschaft zuzurech-
nen sind. 

(3)1 Soweit ein negatives Kapitalkonto des 
Kommanditisten durch Entnahmen entsteht oder 
sich erhöht (Einlageminderung) und soweit 
nicht auf Grund der Entnahmen eine nach Ab-
satz 1 Satz 2 zu berücksichtigende Haftung be-
steht oder entsteht, ist dem Kommanditisten 
der Betrag der Einlageminderung als Gewinn 
zuzurechnen. 2 Der nach Satz 1 zuzurechnende 
Betrag darf den Betrag der Anteile am Verlust 
der Kommanditgesellschaft nicht übersteigen, 
der im Wirtschaftsjahr der Einlageminderung 
und in den zehn vorangegangenen Wirtschafts-
jahren ausgleichs- oder abzugsfähig gewesen 
ist. 'Wird der Haftungsbetrag im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 2 gemindert (Haftungsminderung) 
und sind im Wirtschaftsjahr der Haftungsmin-
derung und den zehn vorangegangenen Wirt-
schaftsjahren Verluste nach Absatz 1 Satz 2 
ausgleichs- oder abzugsfähig gewesen, so ist 
dem Kommanditisten der Betrag der Haftungs-
minderung, vermindert um auf Grund der Haf-
tung tatsächlich geleistete Beträge, als Gewinn 
zuzurechnen; Satz 2 gilt sinngemäß. 4 Die nach 
den Sätzen 1 bis 3 zuzurechnenden Beträge min-
dern die Gewinne, die dem Kommanditisten im 
Wirtschaftsjahr der Zurechnung oder in späte

-

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4. Hinter § 15 wird der folgende neue § 15 a ein-
gefügt: 

„§ 15 a 

Verluste bei beschränkter Haftung 

(1) 'Der einem Kommanditisten zuzurechnen-
de Anteil am Verlust der Kommanditgesell-
schaft darf weder mit anderen Einkünften aus 
Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus ande-
ren Einkunftsarten ausgeglichen werden, so-
weit ein negatives Kapitalkonto des Komman-
ditisten entsteht oder sich erhöht; er darf inso-
weit auch nicht nach § 10 d abgezogen werden. 
2 Haftet der Kommanditist am Bilanzstichtag den 
Gläubigern der Gesellschaft auf Grund des § 171 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs, so können ab-
weichend von Satz 1 Verluste des Kommanditi-
sten bis zur Höhe des Betrags, um den die im 
Handelsregister eingetragene Einlage des Kom-
manditisten seine geleistete Einlage übersteigt, 
auch ausgeglichen oder abgezogen werden, so-
weit durch den Verlust ein negatives Kapital-
konto entsteht oder sich erhöht. 'Satz 2 ist nur 
anzuwenden, wenn derjenige, dem der Anteil 
zuzurechnen ist, im Handelsregister eingetragen 
ist, das Bestehen der Haftung nachgewiesen 
wird und eine Vermögensminderung auf Grund 
der Haftung nicht durch Vertrag ausgeschlossen 
oder nach Art und Weise des Geschäftsbetriebs 
unwahrscheinlich ist. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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Entwurf 

ren Wirtschaftsjahren aus seiner Beteiligung an 
der Kommanditgesellschaft zuzurechnen sind. 

(4)1 Der  nach Absatz 1 nicht ausgleichs- oder 
abzugsfähige Verlust eines Kommanditisten, 
vermindert um die nach Absatz 2 abzuziehenden 
und vermehrt um die nach Absatz 3 hinzuzu-
rechnenden Beträge (verrechenbarer Verlust), 
ist jährlich gesondert festzustellen. 2 Dabei ist 
von dem verrechenbaren Verlust des voran-
gegangenen Wirtschaftsjahrs auszugehen. 3 Zu-
ständig für den Erlaß des Feststellungsbescheids 
ist das für die gesonderte Feststellung des Ge-
winns und Verlusts der Gesellschaft zuständige 
Finanzamt. ODer Feststellungsbescheid kann nur 
insoweit angegriffen werden, als der verrechen-
bare Verlust gegenüber dem verrechenbaren 
Verlust des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs 
sich verändert hat. 

(5) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 
und 2 sowie Absatz 4 gelten sinngemäß für an-
dere Unternehmer, soweit deren Haftung der 
eines Kommanditisten vergleichbar ist." 

 

5. Dem § 18 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

„(5) § 15 a ist entsprechend anzuwenden." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) unverändert 

(5) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, Absatz 3 Satz 1, 
2 und 4 sowie Absatz 4 gelten sinngemäß für an-
dere Unternehmer, soweit deren Haftung der 
eines Kommanditisten vergleichbar ist, insbe-
sondere für 

1. stille Gesellschafter einer stillen Gesellschaft 
im Sinne des § 335 des Handelsgesetzbuchs, 
bei der der stille Gesellschafter als Unterneh-
mer (Mitunternehmer) anzusehen ist, 

2. Gesellschafter einer Gesellschaft im Sinne 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, bei der der 
Gesellschafter als Unternehmer (Mitunter

-

nehmer) anzusehen ist, soweit die Inan-
spruchnahme des Gesellschafters für Schul-
den in Zusammenhang mit dem Betrieb durch 
Vertrag ausgeschlossen oder nach Art und 
Weise des Geschäftsbetriebs unwahrschein-
lich ist, 

3. Gesellschafter einer ausländischen Personen-
gesellschaft, bei der der Gesellschafter als 
Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen 
ist, soweit die Haftung des Gesellschafters 
für Schulden in Zusammenhang mit dem Be-
trieb der eines Kommanditisten oder eines 
stillen Gesellschafters entspricht oder soweit 
die Inanspruchnahme des Gesellschafters für 
Schulden in Zusammenhang mit dem Betrieb 
durch Vertrag ausgeschlossen oder nach Art 
und Weise des Geschäftsbetriebs unwahr-
scheinlich ist, 

4. Unternehmer, soweit Verbindlichkeiten nur 
in Abhängigkeit von Erlösen oder Gewinnen 
aus der Nutzung, Veräußerung oder sonsti-
gen Verwertung von Wirtschaftsgütern zu 
tilgen sind." 

5. Dem § 18 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

„ (5) § 15 Abs. 1 Nr. 2 und § 15 a sind entspre-
chend anzuwenden." 
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Entwurf 

6. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird hinter Satz 1 folgender 
Satz eingefügt: 

„Dies gilt auch für verdeckte Gewinnaus-
schüttungen im Sinne des § 8 Abs. 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes." 

b) In Nummer 4 wird der Strichpunkt gestri-
chen und folgender Halbsatz angefügt: 

„oder daß es sich um Einnahmen im Sinne 
der Nummer 1 handelt;". 

c) In Nummer 8 wird der Strichpunkt durch 
einen Beistrich ersetzt und folgender Halb-
satz angefügt: 

„es sei denn, daß es sich um Einnahmen im 
Sinne der Nummer 1 handelt;". 

d) Der folgende Satz wird angefügt: 

„Auf Anteile des stillen Gesellschafters am 
Verlust des Betriebs ist § 15 a sinngemäß 
anzuwenden." 

7. In § 21 werden dem Absatz 1 die folgenden 
Sätze angefügt: 

"2 Der einem Kommanditisten zuzurechnende 
Anteil an negativen Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung aus der Beteiligung an der 
Kommanditgesellschaft darf die Summe seiner 
Einkünfte nicht mindern und nicht nach § 10 d 
abgezogen werden, soweit der Anteil an den 
negativen Einkünften die tatsächlich geleistete 
Vermögenseinlage, vermindert um die bisher 
ausgeglichenen oder abgezogenen Anteile an 
den negativen Einkünften aus der Beteiligung, 
übersteigt. 3§ 15 a Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie 
Absatz 2 bis 5 ist sinngemäß anzuwenden." 

8. § 34 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die mit 
ausländischen Einkünften in dem Staat, aus 
dem die Einkünfte stammen, zu einer der 
deutschen Einkommensteuer entsprechenden 
Steuer herangezogen werden, ist die festge-
setzte und gezahlte und keinem Ermäßi-
gungsanspruch mehr unterliegende auslän-
dische Steuer auf die deutsche Einkommen-
steuer anzurechnen, die auf die Einkünfte 
aus diesem Staat entfällt." 

b) Hinter Absatz 1 werden folgende neue Ab-
sätze 2 und 3 eingefügt: 

„(2) Statt der Anrechnung (Absatz 1) ist 
die ausländische Steuer auf Antrag bei der 
Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte 
abzuziehen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. In § 20 Abs. 1 Nr. 4 wird der Strichpunkt durch 
einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: 

„Auf Anteile des stillen Gesellschafters am Ver-
lust des Betriebs ist § 15 a sinngemäß anzuwen-
den;". 

7. In § 21 Abs. 1 wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„§ 15 a ist sinngemäß anzuwenden." 

8. unverändert 
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Entwurf 

(3) Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, bei 
denen eine ausländische Steuer vom Ein-
kommen nach Absatz 1 nicht angerechnet 
werden kann, weil die Steuer nicht der deut-
schen Einkommensteuer entspricht oder 
nicht in dem Staat. erhoben wird, aus dem 
die Einkünfte stammen, oder weil keine aus-
ländischen Einkünfte vorliegen, ist die fest-
gesetzte und gezahlte und keinem Ermäßi-
gungsanspruch mehr unterliegende auslän-
dische Steuer bei der Ermittlung des Ge-
samtbetrags der Einkünfte abzuziehen, so- 
weit sie auf Einkünfte entfällt, die der deut-
schen Einkommensteuer unterliegen." 

c) Die  bisherigen Absätze 2 und 5 werden ge-
strichen. 

d) Die bisherigen Absätze 3 und 6 werden Ab-
sätze 5 und 7. 

e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird der Klammerzusatz „(Ab-
satz 1, Absatz 6 Nr. 6)" durch den Klam-
merzusatz „ (Absätze 1 bis 3) " ersetzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Handelsschiffe werden im internatio-
nalen Verkehr betrieben, wenn eigene 
oder gecharterte Handelsschiffe, die im 
Wirtschaftsjahr überwiegend in einem 
inländischen Seeschiffsregister einge-
tragen sind und die Flagge der Bundes-
republik Deutschland führen, in diesem 
Wirtschaftsjahr überwiegend zur Be-
förderung von Personen und Gütern im 
Verkehr mit oder zwischen ausländi-
schen Häfen, innerhalb eines ausländi

-

schen Hafens oder zwischen einem aus-
ländischen Hafen und der freien See 
eingesetzt werden." 

cc) Satz 6 erhält folgende Fassung: 
„Die Sätze 1 und 3 bis 5 sind sinnge-
mäß anzuwenden, wenn eigene oder ge-
charterte Schiffe, die im Wirtschaftsjahr 
überwiegend in einem inländischen See-
schiffsregister eingetragen sind und die 
Flagge der Bundesrepublik Deutschland 
führen, in diesem Wirtschaftsjahr über-
wiegend außerhalb der deutschen Ho-
heitsgewässer zur Aufsuchung von Bo-
denschätzen oder zur Vermessung von 
Energielagerstätten unter dem Meeres-
boden eingesetzt werden." 

f) Hinter Absatz 5 wird folgender neuer Ab-
satz 6 eingefügt: 

„ (6) 1 Die Absätze 1 bis 3 sind vorbehalt-
lich der Sätze 2 und 3 nicht anzuwenden, 
wenn die Einkünfte aus einem ausländischen 
Staat stammen, mit dem ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung besteht. 
2 Soweit in einem Abkommen zur Vermei

-

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Entwurf 

dung der Doppelbesteuerung die Anrech-
nung einer ausländischen Steuer auf die 
deutsche Einkommensteuer vorgesehen ist, 
sind Absatz 1 Sätze 2 und 3 und Absatz 2 
entsprechend auf die nach dem Abkommen 
anzurechnende ausländische Steuer anzu-
wenden. 3 Wird bei Einkünften aus einem aus-
ländischen Staat, mit dem ein Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung be- 
steht, nach den Vorschriften dieses Abkom-
mens die Doppelbesteuerung nicht beseitigt 
oder bezieht sich das Abkommen nicht auf 
eine Steuer vom Einkommen dieses Staates, 
so sind die Absätze 1 und 2 entsprechend 
anzuwenden." 

g) Der neue Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1, 5 und 6 werden gestri-
chen. 

bb) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden 
Nummern 1 bis 3. 

9. Hinter § 34 c wird folgender § 34 d eingefügt: 

" § 34 d 

Ausländische Einkünfte 

Ausländische Einkünfte im Sinne des § 34 c 
Abs. 1 bis 5 sind 

1. Einkünfte aus einer in einem ausländischen 
Staat betriebenen Land- und Forstwirtschaft 
(§§ 13 und 14) und Einkünfte der in den 
Nummern 3, 4, 6, 7 und 8 Buchstabe c ge-
nannten Art, soweit sie zu den Einkünften 
aus Land- und Forstwirtschaft gehören; 

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§§ 15 und 
16), 

a) die durch eine in einem ausländischen 
Staat belegene Betriebstätte oder durch 
einen in einem ausländischen Staat tä-
tigen ständigen Vertreter erzielt werden, 
und Einkünfte der in den Nummern 3, 4, 
6, 7 und 8 Buchstabe c genannten Art, 
soweit sie zu den Einkünften aus Ge-
werbebetrieb gehören, 

b) die aus Bürgschafts- und Avalprovisionen 
erzielt werden, wenn der Schuldner 
Wohnsitz, Geschäftsleitung oder Sitz in 
einem ausländischen Staat hat, oder 

c) die durch den Betrieb eigener oder ge-
charterter Seeschiffe oder Luftfahrzeuge 
aus Beförderungen zwischen ausländi-
schen oder von ausländischen zu inlän-
dischen Häfen erzielt werden, einschließ-
lich der Einkünfte aus anderen mit sol-
chen Beförderungen zusammenhängen-
den,  sich auf das Ausland erstreckenden 
Beförderungsleistungen; 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9. unverändert 
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3. Einkünfte aus selbständiger Arbeit (§ 18), 
die in einem ausländischen Staat ausgeübt 
oder verwertet wird oder worden ist, und 
Einkünfte der in den Nummern 4, 6, 7 und 
8 Buchstabe c genannten Art, soweit sie zu 
den Einkünften aus selbständiger Arbeit ge-
hören; 

4. Einkünfte aus der Veräußerung von 

a) Wirtschaftsgütern, die zum Anlagever-
mögen eines Betriebs gehören, wenn die 
Wirtschaftsgüter in einem ausländischen 
Staat belegen sind, 

b) Anteilen an Kapitalgesellschaften, wenn 
die Gesellschaft Geschäftsleitung oder 
Sitz in einem ausländischen Staat hat; 

5. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
(§ 19), die in einem ausländischen Staat aus-
geübt oder, ohne im Inland ausgeübt zu 
werden oder worden zu sein, in einem aus-
ländischen Staat verwertet wird oder wor-
den ist, und Einkünfte, die von ausländi-
schen öffentlichen Kassen mit Rücksicht auf 
ein gegenwärtiges oder früheres Dienstver-
hältnis gewährt werden. Einkünfte, die von 
inländischen öffentlichen Kassen einschließ-
lich der Kassen der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bundesbank mit Rück-
sicht auf ein gegenwärtiges oder früheres 
Dienstverhältnis gewährt werden, gelten 
auch dann als inländische , Einkünfte, wenn 
die Tätigkeit in einem ausländischen Staat 
ausgeübt wird oder worden ist; 

6. Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20), wenn 
der Schuldner Wohnsitz, Geschäftsleitung 
oder Sitz in einem ausländischen Staat hat 
oder das Kapitalvermögen durch ausländi-
schen Grundbesitz gesichert ist; 

7. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
(§ 21), soweit das unbewegliche Vermögen 
oder die Sachinbegriffe in einem ausländi-
schen Staat belegen oder die Rechte zur 
Nutzung in einem ausländischen Staat über-
lassen worden sind; 

8. sonstige Einkünfte im Sinne des § 22, wenn 

a) der zur Leistung der wiederkehrenden 
Bezüge Verpflichtete Wohnsitz, Ge-
schäftsleitung oder Sitz in einem aus-
ländischen Staat hat, 

b) bei Spekulationsgeschäften die veräußer-
ten Wirtschaftsgüter in einem ausländi-
schen Staat belegen sind, 

c) bei Einkünften aus Leistungen einschließ-
lich der Einkünfte aus Leistungen im 
Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 9 der zur Ver-
gütung der Leistung Verpflichtete Wohn-
sitz, Geschäftsleitung oder Sitz in einem 
ausländischen Staat hat." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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10. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 5 wird folgender Absatz 6 
eingefügt: 

„(6) § 34 c Abs. 1 bis 3 ist bei Einkünften 
aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebe-
trieb oder selbständiger Arbeit, für die im 
Inland ein Betrieb unterhalten wird, ent-
sprechend anzuwenden, soweit darin nicht 
Einkünfte aus einem ausländischen Staat 
enthalten sind, mit denen der beschränkt 
Steuerpflichtige dort in einem der unbe-
schränkten Steuerpflicht ähnlichen Umfang 
zu einer Steuer vom Einkommen herange-
zogen wird." 

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

11. Hinter § 50 b wird folgender § 50 c eingefügt: 

„§ 50 c 

Wertminderung von Anteilen durch Gewinn

-

ausschüttungen 

(1) 1 Hat ein zur Anrechnung von Körper-
schaftsteuer berechtigter Steuerpflichtiger 
einen Anteil an einer unbeschränkt steuer-
pflichtigen Kapitalgesellschaft von einem nicht

-

anrechnungsberechtigten Anteilseigner erwor-
ben, sind Gewinnminderungen, die 

1. durch den Ansatz des niedrigeren Teil-
werts oder 

2. durch Verluste aus der Veräußerung oder 
Entnahme des Anteils 

im Jahr des Erwerbs oder in einem der folgen-
den neun Jahre entstehen, bei der Gewinner-
mittlung nicht zu berücksichtigen, soweit der 
Ansatz des niedrigeren Teilwerts oder der Ver-
lust ausschließlich durch Gewinnausschüttungen 
bedingt ist und die Gewinnminderungen insge-
samt den Sperrbetrag im Sinne des Absatzes 4 
nicht übersteigen. 2 Als Erwerb im Sinne des Sat-
zes 1 gilt nicht der Erwerb durch Erbanfall 
oder durch Vermächtnis. 

(2) Setzt die Kapitalgesellschaft nach dem 
Erwerb des Anteils ihr Nennkapital herab, ist 
Absatz 1 sinngemäß anzuwenden, soweit für 
Leistungen an den Steuerpflichtigen verwend-
bares Eigenkapital im Sinne des § 29 Abs. 3 
des Körperschaftsteuergesetzes als verwendet 
gilt, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9a. a) Die Überschrift vor § 34 d in der Fassung des 
Gesetzes zur Neuregelung der Einkommens-
besteuerung der Land- und Forstwirtschaft 
wird Überschrift vor § 34 e; 

b) § 34 d in der Fassung des Gesetzes zur Neu-
regelung der Einkommensbesteuerung der 
Land- und Forstwirtschaft wird § 34 e. 

10. unverändert 

11. Hinter § 50 b wird folgender § 50 c eingefügt: 

„§ 50 c 

Wertminderung von Anteilen durch Gewinn-
ausschüttungen 

(1) 1 Hat ein zur Anrechnung von Körper-
schaftsteuer berechtigter Steuerpflichtiger 
einen Anteil an einer unbeschränkt steuer-
pflichtigen Kapitalgesellschaft von einem nicht-
anrechnungsberechtigten Anteilseigner erwor-
ben, sind Gewinnminderungen, die 

1. unverändert 

2. unverändert 

im Jahr des Erwerbs oder in einem der folgen-
den neun Jahre entstehen, bei der Gewinner-
mittlung nicht zu berücksichtigen, soweit der 
Ansatz des niedrigeren Teilwerts oder der Ver-
lust nur auf Gewinnausschüttungen zurückge-
führt werden kann und die Gewinnminderungen 
insgesamt den Sperrbetrag im Sinne des Absat-
zes 4 nicht übersteigen. 2  Als Erwerb im Sinne 
des Satzes 1 gilt nicht der Erwerb durch Erban-
fall oder durch Vermächtnis. 

(2) unverändert 



Drucksache 8/4141 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Entwurf 

(3) 1 Wird die Kapitalgesellschaft im Jahr 
des Erwerbs oder in einem der folgenden neun 
Jahre aufgelöst und abgewickelt, erhöht sich 
der hierdurch entstehende Gewinn des Steuer-
pflichtigen um den Sperrbetrag. 2 Das gleiche 
gilt, wenn die Abwicklung der Gesellschaft 
unterbleibt, weil über ihr Vermögen das Kon-
kursverfahren eröffnet worden ist. 

(4) 1 Sperrbetrag ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen den Anschaffungskosten und dem 
Nennbetrag des Anteils. 2 Hat der Erwerber 
keine Anschaffungskosten, tritt an deren Stelle 
der für die steuerliche Gewinnermittlung maß-
gebende Wert. 3 Der Sperrbetrag verringert 
sich, soweit eine Gewinnminderung nach Ab-
satz 1 nicht anerkannt worden ist. 4 In den Fäl-
len der Kapitalherabsetzung sowie der Auflö-
sung der Kapitalgesellschaft erhöht sich der 
Sperrbetrag um den Teil des Nennkapitals, 
der auf den erworbenen Anteil entfällt und im 
Zeitpunkt des Erwerbs nach § 29 Abs. 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes zum verwendbaren 
Eigenkapital der Kapitalgesellschaft gehört. 

(5) 1 Wird ein Anteil an einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft zu Bruch-
teilen oder zur gesamten Hand erworben, gel-
ten die Absätze 1 bis 4 sinngemäß, soweit die 
Gewinnminderungen anteilig auf anrech-
nungsberechtigte Steuerpflichtige entfallen. 
2 Satz 1 gilt sinngemäß für anrechnungsberech-
tigte stille Gesellschafter, die Mitunternehmer 
sind. 

(6) 1 Wird ein nichtanrechnungsberechtigter 
Anteilseigner mit einem Anteil an einer Kapi-
talgesellschaft anrechnungsberechtigt, sind die 
Absätze 1 bis 5 insoweit sinngemäß anzuwen-
den. 2 Gehört der Anteil zu einem Betriebsver-
mögen, tritt an die Stelle der Anschaffungs-
kosten der Wert, mit dem der Anteil nach den 
Vorschriften über die steuerliche Gewinner-
mittlung in einer Bilanz zu dem Zeitpunkt an-
zusetzen wäre, in dem die Anrechnungsberech-
tigung eintritt. 

(7) 1 Bei Rechtsnachfolgern des anrech-
nungsberechtigten Steuerpflichtigen, die den 
Anteil innerhalb des in Absatz 1 bezeichne-
ten Zeitraums erworben haben, sind während 
der Restdauer dieses Zeitraums die Absätze 1 
bis 6 sinngemäß anzuwenden. 2 Das gleiche gilt 
bei jeder weiteren Rechtsnachfolge. 

(8) 1 Die Absätze 1 bis 6 sind nicht anzuwen-
den, wenn die Anschaffungskosten der im Ver-
anlagungszeitraum erworbenen Anteile höch-
stens 100 000 Deutsche Mark  betragen.  2 Hat 
der Erwerber die Anteile über ein Kreditinsti-
tut erworben, das den Kaufauftrag über die 
Börse ausgeführt hat, sind die Absätze 1 bis 7 
nicht anzuwenden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) unverändert 

(8) unverändert 
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12. § 51 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 Buchstabe w wird wie folgt ge-
ändert: 

aa) Die Sätze 5 und 6 werden gestrichen. 

bb) In dem neuen Satz 6 werden die Worte 
„und Satz 7" gestrichen. 

cc) In dem neuen Satz 7 werden die Worte 
„Sätze 1 bis 4 und Satz 7" durch die 
Worte „Sätze 1 bis 5" und die Worte 
„des Satzes 7" durch die Worte „des 
Satzes 5" ersetzt. 

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

Die Worte „§ .34 c Abs. 6" werden durch die 
Worte „§ 34 c Abs. 7" ersetzt. 

13. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 1 wird der folgende Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) § 2 Abs. 3 ist erstmals für den Ver

-

anlagungszeitraum 1980 anzuwenden." 

b) Dem Absatz 9 wird der folgende Satz ange-
fügt: 

„§ 7 a Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes 
1979 (BGBl. I S. 721) ist letztmals für das 
Wirtschaftsjahr anzuwenden, das dem Wirt-
schaftsjahr vorangeht, für das § 15 a erst-

mals anzuwenden ist." 

c) Dem Absatz 19 wird der folgende Satz an-
gefügt: 

„Für die erstmalige Anwendung ides  § 13 
Abs. 5 und des § 18 Abs. 5 gilt Absatz 20 a 
sinngemäß." 

d) Hinter Absatz 20 wird der folgende Absatz 
20 a eingefügt: 

„(20 a)  1§  15 a ist erstmals auf Verluste an-
zuwenden, die in dem nach dem 10. Oktober 
1979 beginnenden Wirtschaftsjahr entstehen. 
2 Dies gilt nicht 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

12. unverändert 

13. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Der folgende Absatz 1 a wird eingefügt: 

„ (1 a) § 2 Abs. 3 ist erstmals für den Ver-
anlagungszeitraum 1980 anzuwenden." 

b) Der folgende Absatz 4 a wird eingefügt: 

„(4 a) § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 ist auch für 
Veranlagungszeiträume vor 1981 anzuwen-
den, soweit Steuerbescheide noch nicht be-
standskräftig sind oder unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung stehen." 

c) Absatz 4 a in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung und Vereinfachung des Einkom-
mensteuergesetzes und anderer Gesetze wird 
Absatz 4 b. 

d) Dem Absatz 9 wird der folgende Satz ange-
fügt: 

„§ 7 a Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes 
1979 (BGBl. I S. 721) ist letztmals für das 
Wirtschaftsjahr anzuwenden, das dem Wirt-
schaftsjahr vorangeht, für das § 15 a erst-
mals anzuwenden ist." 

e) Der folgende Absatz 19 a wird eingefügt: 

„(19 a) Für die erstmalige Anwendung des 
§ 13 Abs. 5 und des § 18 Abs. 5 gilt Absatz 
20 a sinngemäß." 

f) Absatz 19 a in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung der Einkommensbesteuerung 
der Land- und Forstwirtschaft wird Absatz 
19 b. 

g) Der folgende Absatz 20 a wird eingefügt: 

„(20 a) 1  § 15 a ist erstmals auf Verluste an-
zuwenden, die in dem nach dem 31. Dezem-
ber 1979 beginnenden Wirtschaftsjahr ent-
stehen. 2 Dies gilt nicht 
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1. für Verluste, die in einem vor dem 
11. Oktober 1979 eröffneten Betrieb ent-
stehen; Sonderabschreibungen nach § 82 f 
der Einkommensteuer-Durchführungsver-
ordnung können nur in dem Umfang be-
rücksichtigt werden; in dem sie nach 
§ 82 f Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverord-
nung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Dezember 1977 (BGBl. I 
S. 2443) zur Entstehung oder Erhöhung 
von Verlusten führen durften. Wird mit 
der Erweiterung oder Umstellung eines 
Betriebs nach dem 10. Oktober 1979 be-
gonnen, so ist § 15 a auf Verluste anzu-
wenden, soweit sie mit der Erweiterung 
oder Umstellung oder mit dem erweiter-
ten oder umgestellten Teil des Betriebs 
wirtschaftlich zusammenhängen und in 
nach dem 10. Oktober 1979 beginnenden 
Wirtschaftsjahren entstehen, 

2. für Verluste, die im Zusammenhang mit 
der Errichtung und dem Betrieb einer in 
Berlin (West) belegenen Betriebstätte des 
des Hotel- oder Gaststättengewerbes, die 
überwiegend der Beherbergung dient, 
entstehen, 

3. für Verluste, die im Zusammenhang mit 
der Errichtung und der Verwaltung von 
Gebäuden entstehen, die mit öffentli-
chen Mitteln im Sinne des § 6 Abs. 1 
oder nach § 88 des Zweiten Wohnungs-
baugesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. September 1976 (BGBl. I 
S. 2673), im Saarland mit öffentlichen 
Mitteln im Sinne des § 4 Abs. 1 oder 
nach § 51 a des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. Juli 1976 (Amts-
blatt des Saarlandes S. 758) gefördert 
sind, 

4. für Verluste, soweit sie 

a) durch Sonderabschreibungen nach 
§ 82 f der Einkommensteuer-Durch-
führungsverordnung, 

b) durch Absetzungen für Abnutzung in 
fallenden Jahresbeträgen nach § 7 
Abs. 2 von den Herstellungskosten 
oder von den Anschaffungskosten 
von in ungebrauchtem Zustand vom 
Hersteller erworbenen Seeschiffen, 
die in einem inländischen Seeschiffs

-

register eingetragen sind, 

entstehen; in den Fällen des Buchstaben a 
gilt Nummer 1 Satz 1 Halbsatz 2 entspre-
chend. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. für Verluste, die in einem vor dem 
1. Januar 1980 eröffneten Betrieb ent-
stehen; Sonderabschreibungen nach § 82 f 
der Einkommensteuer-Durchführungsver-
ordnung können nur in dem Umfang be-
rücksichtigt werden, in dem sie nach 
§ 82 f Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverord-
nung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Dezember 1977 (BGBl. I 
S. 2443) zur Entstehung oder Erhöhung 
von Verlusten führen durften. Wird mit 
der Erweiterung oder Umstellung eines 
Betriebs nach dem 31. Dezember 1979 be-
gonnen, so ist § 15 a auf Verluste anzu-
wenden, soweit sie mit der Erweiterung 
oder Umstellung oder mit dem erweiter-
ten oder umgestellten Teil des Betriebs 
wirtschaftlich zusammenhängen und in 
nach dem 31. Dezember 1979 beginnenden 
Wirtschaftsjahren entstehen, 

2. unverändert 

3. für Verluste, die im Zusammenhang mit 
der Errichtung und der Verwaltung von 
Gebäuden entstehen, die mit öffentli-
chen Mitteln im Sinne des § 6 Abs. 1 
oder nach § 88 des Zweiten Wohnungs-
baugesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. September 1976 (BGBl. I 
S. 2673), geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 20. Februar 1980 (BGBl. I 
S. 159), im Saarland mit öffentlichen Mit-
teln im Sinne des § 4 Abs. 1 oder nach 
§ 51 a des Wohnungsbaugesetzes für das 
Saarland in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. Juli 1976 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 758), geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 20. Februar 1980 
(BGBl. I S. 159), gefördert sind, 

4. unverändert 
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3§ 15 a ist erstmals anzuwenden 

1. in den Fällen des Satzes 2 Nummern 1 
und 2 auf Verluste, die in nach dem 
31. Dezember 1984 beginnenden Wirt-
schaftsjahren entstehen; in den Fällen 
der Nummer 1 tritt an  die Stelle des 
31. Dezember 1984 der 31. Dezember 1989, 
soweit die Gesellschaft aus dem Betrieb 
von in einem inländischen Seeschiffsregi-
ster eingetragenen Handelsschiffen Ver-
luste erzielt und diese Verluste geson-
dert ermittelt, 

2. in den Fällen des Satzes 2 Nummern 3 
und 4 auf Verluste, die in nach dem 
31. Dezember 1989 beginnenden  Wirt-
schaftsjahren entstehen. 

4 Scheidet ein Kommanditist oder ein anderer 
Mitunternehmer, dessen Haftung der eines 
Kommanditisten vergleichbar ist und dessen 
Kapitalkonto in der Steuerbilanz der Gesell-
schaft auf Grund von ausgleichs- oder ab-
zugsfähigen Verlusten negativ geworden ist, 
aus der Gesellschaft aus oder wird in einem 
solchen Fall die Gesellschaft aufgelöst, so 
gilt der Betrag, den der Mitunternehmer 
nicht ausgleichen muß, als Veräußerungsge-
winn im Sinne des § 16. 5 In Höhe der nach 
Satz 4 als Gewinn zuzurechnenden Beträge 
sind bei den anderen Mitunternehmern unter 
Berücksichtigung der für die Zurechnung 
von Verlusten geltenden Grundsätze Ver-
lustanteile anzusetzen. °Bei der Anwendung 
des § 15 a Abs. 3 sind nur Verluste zu be-
rücksichtigen, auf die § 15 a Abs. 1 anzu-
wenden ist." 

e) Absatz 21 erhält die folgende Fassung: 

„ (21) § 20 Abs. 1 ist erstmals für den Ver-
anlagungszeitraum 1980 anzuwenden." 

f) Der bisherige Absatz 21 wird Absatz 21 a. 

g) Hinter dem neuen Absatz 21 a wird der fol-
gende Absatz 21 b eingefügt: 

„ (21 b) § 21 Abs. 1 Satz 2 und 3 ist erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 1980 an-
zuwenden." 

h) Hinter Absatz 25 werden folgende Absätze 
eingefügt: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3§ 15 a ist erstmals anzuwenden 

1. in den Fällen des Satzes 2 Nummern 1 
und 2 auf Verluste, die in nach dem 
31. Dezember 1984 beginnenden Wirt-
schaftsjahren entstehen; in den Fällen 
der Nummer 1 tritt an die Stelle des 
31. Dezember 1984 der 31. Dezember 1989, 
soweit die Gesellschaft aus dem Betrieb 
von in einem inländischen Seeschiffsregi-
ster eingetragenen Handelsschiffen Ver-
luste erzielt und diese Verluste geson-
dert ermittelt, und der 31. Dezember 1979, 
wenn der Betrieb nach dem 10. Oktober 
1979 eröffnet worden ist, 

2. unverändert 

4 Scheidet ein Kommanditist oder ein anderer 
Mitunternehmer, dessen Haftung der eines 
Kommanditisten vergleichbar ist und dessen 
Kapitalkonto in der Steuerbilanz der Gesell-
schaft auf Grund von ausgleichs- oder ab-
zugsfähigen Verlusten negativ geworden ist, 
aus der Gesellschaft aus oder wird in einem 
solchen Fall die Gesellschaft aufgelöst, so 
gilt der Betrag, den der Mitunternehmer 
nicht ausgleichen muß, als Veräußerungsge-
winn im Sinne des § 16. 5 In Höhe der nach 
Satz 4 als Gewinn zuzurechnenden Beträge 
sind bei den anderen Mitunternehmern unter 
Berücksichtigung der für die Zurechnung 
von Verlusten geltenden Grundsätze Ver-
lustanteile anzusetzen. 6 Bei der Anwendung  
des § 15 a Abs. 3 sind nur Verluste zu be-
rücksichtigen, auf die § 15 a Abs. 1 anzu-
wenden ist." 

h) Absatz 20 a in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung und Vereinfachung des Einkom-
mensteuergesetzes und anderer Gesetze wird 
Absatz 20 b. 

i) Absatz 20 b in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung und Vereinfachung des Einkom-
mensteuergesetzes und anderer Gesetze 
wird Absatz 20 c. 

j) Absatz 21 erhält die folgende Fassung: 

„ (21) § 20 Abs. 1 ist erstmals für den Ver-
anlagungszeitraum 1980 anzuwenden." 

k) Der bisherige Absatz 21 wird Absatz 21 a. 

1) Der folgende Absatz 21 b wird eingefügt: 

„ (21 b) § 21 Abs. 1 Satz 2 ist erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 1980 anzuwen-
den." 

m) Die folgenden Absätze 25 a und 25 b werden 
eingefügt: 
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„ (25 a) § 34 c ist erstmals für den Veran-
lagungszeitraum 1980 anzuwenden. 

(25 b) § 34 d ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1980 anzuwenden." 

 

i) Hinter Absatz 27 werden folgende Absätze 
eingefügt: 

„(27 a) § 50 Abs. 6 ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1980 anzuwenden. 

(27 b) '§ 50 c ist erstmals für den Veran-
lagungszeitraum 1980 anzuwenden. 2 Die An-
wendung setzt voraus, daß der anrech-
nungsberechtigte Steuerpflichtige den Anteil 
in einem nach dem 31. Dezember 1976 abge-
laufenen Wirtschaftsjahr der Kapitalgesell-
schaft erworben hat. 3 Hat der Steuer

-

pflichtige den Anteil in einem vor dem 1. Ja-
nuar 1980 abgelaufenen Wirtschaftsjahr er-
worben, ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn 
zusätzlich die Voraussetzungen des § 39 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der bis zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung erfüllt 
sind. 

(27 c) § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe w und 
Nr. 3 sind erstmals für den Veranlagungs-
zeitraum 1980 anzuwenden." 

Artikel 2 

Körperschaftsteuergesetz 

Das Körperschaftsteuergesetz vom 31. August 
1976 (BGBl. I S. 2597), zuletzt geändert durch § 39 
les Erdölbevorratungsgesetzes vom 25. Juli 1978 

(BGBl. I S. 1073), wird wie folgt geändert: 

t. Dem § 8 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt: 

„3 Gewährt eine Kapitalgesellschaft einem nicht 
zur Anrechnung von Körperschaftsteuer berech-
tigten Anteilseigner oder einer Person, die einem 
Anteilseigner nahesteht, Gewinnanteile für eine 
Beteiligung als stiller Gesellschafter, Zinsen für 
partiarische Darlehen oder gewinnabhängige 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

„(25a) unverändert 

 
(25b) unverändert 

n) Absatz 25 a in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung der Einkommensbesteuerung 
der Land- und Forstwirtschaft wird Absatz 
25 c; das Zitat „§ 34 d" wird jeweils durch 
das Zitat „§ 34 e" ersetzt. 

o) Absatz 25 b in der Fassung des Steuerentla-
stungsgesetzes 1981 wird Absatz 25 d. 

p) Absatz 25 c in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung und Vereinfachung des Einkom-
mensteuergesetzes und anderer Gesetze wird 
Absatz 25 e. 

q) Der Absatz 27 erhält folgende Fassung: 

„(27) § 50 Abs. 6 ist erstmals für den Ver-
anlagungszeitraum 1980 anzuwenden." 

r) Der folgende Absatz 27 a wird eingefügt: 

„(27a) 1§ 50 c ist erstmals für den Veran-
lagungszeitraum 1980 anzuwenden. 2 Die  An-
wendung setzt voraus, daß der anrech-
nungsberechtigte Steuerpflichtige den Antel 
in einem nach dem 31. Dezember 1976 abge-
laufenen Wirtschaftsjahr der Kapitalgesell-
schaft erworben hat. 3 Hat der Steuer-
pflichtige den Anteil in einem vor dem 1. Ja-
nuar 1980 abgelaufenen Wirtschaftsjahr er-
worben, ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn 
zusätzlich die Voraussetzungen des §- 39 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der bis zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung erfüllt 
sind." 

Artikel 2 

Körperschaftsteuergesetz 

Das Körperschaftsteuergesetz vom 31. August 
1976 (BGBl. I S. 2597), zuletzt geändert durch . . . 
... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

Nummer 1 entfällt 
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Vergütungen für sonstige Kapitalforderungen, 
gelten diese Leistungen als verdeckte Gewinn-
ausschüttung. 4 Satz 3 gilt nicht, wenn die Lei-
stungen einer nahestehenden Person gewährt 
werden, die unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig oder unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig und nicht von der Körperschaftsteuer 
befreit ist. 5 Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für 
gewinnabhängige Vergütungen aus Gewinnobli-
gationen und Genußscheinen im Sinne des § 43 
Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes, die 
vor dem 1. Oktober 1979 ausgegeben worden 
sind." 

2. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die 
mit ausländischen Einkünften in dem Staat, 
aus dem die Einkünfte stammen, zu einer der 
deutschen Körperschaftsteuer entsprechenden 
Steuer herangezogen werden, ist die festge-
setzte und gezahlte und keinem Ermäßigungs-
anspruch mehr unterliegende ausländische 
Steuer auf die deutsche Körperschaftsteuer 
anzurechnen, die auf die Einkünfte aus die-
sem Staat entfällt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 werden die Worte „eine unbe-
schränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaft, 
ein unbeschränkt steuerpflichtiger Versiche-
rungsverein auf Gegenseitigkeit oder ein Be-
trieb gewerblicher Art einer inländischen ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts" 
durch die Worte „eine unbeschränkt steuer-
pflichtige Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse" und die Worte „vor 
dem für die Ermittlung des Gewinns maßgeb-
lichen Abschlußstichtag" durch die Worte 
„vor dem Ende des Veranlagungszeitraums 
oder des davon abweichenden Gewinnermitt-
lungszeitraums" ersetzt. 

c) In Absatz 6 wird der bisherige Satz 1 durch 
folgende Sätze ersetzt: 

"1 Vorbehaltlich der Sätze 2 bis 4 sind • die 
Vorschriften des § 34 c Abs. 1 Sätze 2 und 3, 
Abs. 2 bis 7 und des § 50 Abs. 6 des Einkom-
mensteuergesetzes entsprechend anzuwenden. 
2§ 34 c Abs. 2 und 3 des Einkommensteuerge-
setzes ist nicht bei Einkünften anzuwenden, 
für die ein Antrag nach Absatz 2 oder 5 ge-
stellt wird." 

3. In § 28 Abs. 1 wird die Zahl „39" durch die Zahl 
„38" ersetzt. 

4. § 39 wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. unverändert 

 

3. unverändert 

4. unverändert 
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5. In § 47 Abs. 1 werden 

a) hinter der Nummer 2 der Beistrich durch ei-
nen Punkt ersetzt und 

b) die Nummer 3 gestrichen. 

6. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Dieses Ge-
setz" durch die Worte „Die vorstehende 
Fassung dieses Gesetzes" ersetzt. 

b) Folgende Absätze werden angefügt: 

„(9) 1§ 8 Abs. 3 Sätze 3 bis 5, § 26 Abs. 1, 2 
und 6, § 28 Abs. 1 und § 47 Abs. 1 sind erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 1980 an-
zuwenden. 2 Endet das vom Kalenderjahr ab-
weichende Wirtschaftsjahr einer Kapitalge-
sellschaft im Veranlagungszeitraum 1980, ist 
§ 8 Abs. 3 Sätze 3 und 4 bei der Ermittlung 
des Einkommens für dieses Wirtschaftsjahr 
nicht anzuwenden. 

(10) 1§ 39 ist letztmals anzuwenden bei der 
Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals 
zum Schluß des letzten Wirtschaftsjahrs, das 
vor dem 1. Januar 1980 endet, und bei Ge-
winnausschüttungen, für die dieses Eigenka-
pital als verwendet gilt. 2 Im ersten Wirt-
schaftsjahr, das nach dem 31. Dezember 1979 
endet, sind die in dem Teilbetrag im Sinne 
des § 30 Abs. 2 Nr. 4 enthaltenen Beträge, die 
aus einer Umgliederung nach § 39 stammen, 
den Teilbeträgen des verwendbaren Eigen-
kapitals zuzuführen, in denen sie vor der Um-
gliederung enthalten waren." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 

6. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgende Absätze werden angefügt: 

„ (9) § 5 Abs. 1 Nr. 2, § 9 Nr. 3 Buchstabe a 
Satz 2 und Buchstabe b § 23 Abs. 3, § 26 
Abs. 1, 2 und 6, § 28 Abs. 1 und § 47 Abs. 1 
sind erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1980 anzuwenden. 

(10) 1§  39 ist letztmals anzuwenden bei der 
Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals 
zum Schluß des letzten Wirtschaftsjahrs, das 
vor dem 1. Januar 1980 endet, und bei Ge-
winnausschüttungen, für die dieses Eigenka-
pital als verwendet gilt. 2Im ersten Wirt-
schaftsjahr, das nach dem 31. Dezember 1979 
endet, sind die in dem Teilbetrag im Sinne 
des § 30 Abs. 2 Nr. 4 enthaltenen Beträge, die 
aus einer Umgliederung nach § 39 stammen, 
den Teilbeträgen des verwendbaren Eigen-
kapitals zuzuführen, in denen sie vor der Um-
gliederung enthalten waren. 3  Die Zuführung 
richtet sich nach dem Verhältnis, in dem die-
se Teilbeträge vor der Umgliederung zuein-
ander standen." 

Artikel 2a 

Bewertungsgesetz 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 26. September 1974 (BGBl. I S. 2369), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom ... (BGBl. I 
S....), wird wie folgt geändert: 

1. In § 98 a Satz 2 werden die Worte „für Zölle und 
Verbrauchsteuern angesetzte Aufwand (§ 5 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes)" durch die 
Worte „nach § 5 Abs. 3 Satz 2 des Einkommen-
steuergesetzes angesetzte Aufwand für Zölle und 
Steuern" ersetzt. 

2. In § 109 Abs. 4 wird das Wort „Verbrauchsteu-
ern" durch das Wort „Steuern" ersetzt. 
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Artikel 3 

Berlinförderungsgesetz 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Dezember 1978 (BGBl. 1979 I 
S. 1), geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Berlinförderungsgesetzes vom 20. April 1979 (BGBl. I 
S. 477), wird wie folgt geändert: 

1. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6. 

2. § 14 a Abs. 8 wird gestrichen. 

3. § 14 b Abs. 4 wird gestrichen. 

4. § 15 Abs. 6 wird gestrichen. 

5. Hinter § 15 wird der folgende § 15 a eingefügt: 

„§ 15 a 

Verluste bei beschränkter Haftung 

1§ 15 a des Einkommensteuergesetzes gilt 
nicht, soweit Verluste auf der Inanspruchnahme 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 2b 

Gewerbesteuergesetz 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. September 1978 (BGBl. I S. 
1557), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 34 Abs. 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(3) Wird der Zerlegungsbescheid geändert oder 
berichtigt, würde sich dabei aber der Zerlegungs-
anteil einer Gemeinde um nicht mehr als 20 Deut-
sche Mark erhöhen oder ermäßigen, so ist der 
Betrag der Erhöhung oder Ermäßigung bei dem 
Zerlegungsanteil der Gemeinde zu berücksichti-
gen, in der sich die Geschäftsleitung befindet. 
Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden." 

2. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „soweit in den 
Absätzen 2 und 3" durch die Worte „soweit 
in den folgenden Absätzen" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Vorschrift des § 34 Abs. 3 ist auf 
Änderungen oder Berichtigungen von Zerle-
gungsbescheiden anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1980 vorgenommen werden." 

Artikel 3 

Berlinförderungsgesetz 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Dezember 1978 (BGBl. 1979 I 
S. 1), zuletzt geändert durch das Gesetz ... vom .. . 
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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erhöhter Absetzungen nach den §§ i4, 14 a, 14 b 
oder 15 beruhen. 2 Scheidet ein Mitunternehmer, 
dessen Kapitalkonto in der Steuerbilanz der Ge-
sellschaft auf Grund von nach Satz 1 ausgleichs- 
oder abzugsfähigen Verlusten negativ geworden 
ist, aus der Gesellschaft aus oder wird in einem 
solchen Fall die Gesellschaft aufgelöst, so gilt der 
Betrag, den der Mitunternehmer nicht aus-
gleichen muß, als Veräußerungsgewinn im Sinne 
des § 16 des Einkommensteuergesetzes. 3 In Höhe 
der nach Satz 2 als Gewinn zuzurechnenden 
Beträge sind bei den anderen Mitunternehmern 
unter . Berücksichtigung der für die Zurechnung 
von Verlusten geltenden Grundsätze Verlustan-
teile anzusetzen." 

6. In § 31 wird hinter Absatz 8 der folgende Ab-
satz 8 a eingefügt: 

„(8 a) 1 Die Vorschrift des § 15 a ist erstmals 
auf Verluste anzuwenden, die in dem nach dem 
10. Oktober 1979 beginnenden Wirtschaftsjahr 
entstehen. 2Die Vorschriften des § 14 Abs. 6, des 
§ 14a Abs. 8, des § 14b Abs. 4 und des § 15 
Abs. 6 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Dezember 1978 (BGB1. 1979 I S. 1) sind letzt-
mals für das nach dem 9. Oktober 1979 endende 
Wirtschaftsjahr anzuwenden." 

Artikel 4 

Zonenrandförderungsgesetz 

§ 3 des Zonenrandförderungsgesetzes vom 5. Au-
gust 1971 (BGBl. I S. 1237), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Oktober 1978 
(BGBl. I S. 1693), wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 3 wird gestrichen. 

2. Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden Absätze 3 
bis 6. 

3. In dem neuen Absatz 5 werden die Worte „Ab-
sätze 1 bis 5" durch die Worte, „Absätze 1 bis 4" 
ersetzt. 

4. In dem neuen Absatz 6 werden die Worte „Ab-
sätze 1 bis 6" durch die Worte „Absätze 1 bis 5" 
ersetzt; der folgende Satz wird angefügt: 

„§ 3 Abs. 3 in der vor dem Inkrafttreten des Ge-
setzes zur Änderung des Einkommensteuerge-
setzes, des Körperschaftsteuergesetzes und ande-
rer Gesetze vom ... (BGBl. I S. . . .) geltenden 
Fassung ist letztmals für das Wirtschaftsjahr an

-

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

 

6. In § 31 werden hinter Absatz 8 die folgenden Ab-
sätze eingefügt: 

„ (8 a) Die Vorschriften des § 14 Abs. 6, des 
§ 14 a Abs. 8, des § 14 b Abs. 4 und des § 15 
Abs. 6 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Dezember 1978 (BGBl. 1979 I S. 1), zuletzt ge-
ändert durch ... (BGBl. I S. ...), sind letzt-
mals für das Wirtschaftjahr anzuwenden, das 
dem Wirtschaftsjahr vorangeht, für das § 15 a 
des Einkommensteuergesetzes erstmals anzuwen-
den ist. 

(8 b) Die Vorschrift des § 15 a ist erstmals 
für das Wirtschaftsjahr anzuwenden, für das 
§ 15 a des Einkommensteuergesetzes erstmals an-
zuwenden ist."  

Artikel 4 

unverändert 
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zuwenden, das dem Wirtschaftsjahr vorangeht, 
für das § 15 a des Einkommensteuergesetzes 
erstmals anzuwenden ist." 

Artikel 5 

Entwicklungsländer -Steuergesetz 

Das Entwicklungsländer-Steuergesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. Mai 1979 (BGBl. I 
S. 564) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7. 

c) In dem neuen Absatz 7 werden die Worte 
„Absätze 1 bis 7" durch die Worte „Absätze 1 
bis 6" ersetzt. 

 2. § 2 Abs. 2 wird gestrichen. 

3. In § 3 Abs. 4, § 4 Abs. 2 Satz 2 und § 5 Abs. 4 
werden jeweils die Worte "§ 1 Abs. 8" durch 
die Worte „§ 1 Abs. 7" ersetzt. 

4. § 7 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 

5. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Absätze 2 
und 3" durch die Worte „Absätze 2 bis 4" er-
setzt. 

b) Der folgende Absatz 4 wird angefügt: 

„ (4) 1 Die Vorschriften des § 1 Abs. 7 und 8, 
§ 2 Abs. 2, § 3 Abs. 4, § 4 Abs. 2 Satz 2 und § 5 
Abs. 4 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Mai 1979 (BGBl. I S. 564) sind letztmals 
für das Wirtschaftjahr anzuwenden, das dem 
Wirtschaftjahr vorangeht, für das § 15 a des 
Einkommensteuergesetzes erstmals anzuwen-
den ist. 2 Die Vorschrift des § 7 Abs. 2 Satz 2 
ist letztmals auf den Bewertungsstichtag an-
zuwenden, der dem Wirtschaftjahr vorangeht,. 
für das § 15 a des Einkommensteuergesetzes 
erstmals anzuwenden ist." 

Artikel 6 

Außensteuergesetz 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 
(BGBl. I S. 1713), zuletzt geändert. durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341), wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 5 

unverändert 

 

Artikel 6 

unverändert 
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1. Dem § 8 Abs. 1 Nr. 3 wird folgender Halbsatz 
angefügt: 

„es sei denn, die Geschäfte werden überwiegend 
mit unbeschränkt Steuerpflichtigen, die nach § 7 
an der ausländischen Gesellschaft beteiligt sind, 
oder solchen Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 
Abs. 2 nahestehenden Personen betrieben,". 

2. § 13 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. eine unbeschränkt steuerpflichtige Kör-
perschaft, Personenvereinigung oder Ver-
mögensmasse und". 

b) In Satz 2 werden die Worte „vor dem für die 
Ermittlung des Gewinns maßgeblichen Ab-
schlußstichtag" durch die Worte „vor dem 
Ende des Veranlagungszeitraums oder des da- 
von abweichenden Gewinnermittlungszeit-
raums" ersetzt. 

3. Dem § 14 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) 1 Soweit einem Hinzurechnungsbetrag 
Zwischeneinkünfte zugrundeliegen, die einer 
ausländischen Gesellschaft (Obergesellschaft) 
nach den Absätzen 1 bis 3 zugerechnet worden 
sind, können die Bestimmungen der Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nach 
§ 10 Abs. 5 nur dann angewandt werden, wenn 
sie auch bei direkter Beteiligung des Steuer-
pflichtigen an der Untergesellschaft, bei der die-
se Einkünfte entstanden sind, anzuwenden wä-
ren; § 13 Abs. 4 gilt entsprechend. 2 Ausschüttun-
gen der Obergesellschaft, die auf Grund solcher 
Abkommen steuerbefreit sind, berechtigen nicht 
zur Kürzung dieses Teils des Hinzurechnungsbe-
trags (§ 11 Abs. 1) oder zur Erstattung von auf 
Hinzurechnungsbeträge entrichteten Steuern 
(§ 11 Abs. 2). 3 Schüttet die Untergesellschaft die 
Zwischeneinkünfte an die Obergesellschaft aus, 
so begründet dies nicht die Steuerpflicht nach 
§ 7 Abs. 1 und berechtigt nicht zur Kürzung 
nach Absatz 2. 4 Steuern, die im Staat der Unter-
gesellschaft und der Obergesellschaft von diesen 
Ausschüttungen erhoben werden, sind im Zeit-
punkt der Ausschüttung nach § 10 Abs. 1 abzu-
ziehen oder nach § 12 anzurechnen." 

4. § 20 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die §§ 8, 13 und 14 sind erstmals anzu-
wenden 
1. für die Einkommensteuer und Körperschaft

-

steuer für den Veranlagungszeitraum 1980, 

2., für die Gewerbesteuer für den Erhebungs-
zeitraum 1980." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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Artikel 7 

Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei 
Auslandsinvestitionen der deutschen Wirtschaft 

Das Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei Aus-
landsinvestitionen der deutschen Wirtschaft vom 
18. August 1969 (BGBl. I S. 1211, 1214), geändert 
durch Artikel 10 des Gesetzes vorn 21. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3656), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1 Sind nach einem Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung bei einem un-
beschränkt Steuerpflichtigen aus einer in einem 
ausländischen Staat belegenen Betriebstätte 
stammende Einkünfte aus gewerblicher Tätigkeit 
von der Einkommensteuer oder Körperschaft-
steuer zu befreien, so ist auf Antrag des Steuer-
pflichtigen ein Verlust, der sich nach den Vor-
schriften des Einkommensteuergesetzes bei die-
sen Einkünften ergibt und nach den Vorschrif-
ten des Einkommensteuergesetzes vom Steuer-
pflichtigen ausgeglichen oder abgezogen werden 
könnte, wenn die Einkünfte nicht von der Ein-
kommensteuer oder Körperschaftsteuer zu be-
freien wären, bei der Ermittlung des Gesamt-
betrags der Einkünfte insoweit abzuziehen, als 
er nach diesem Abkommen zu befreiende po-
sitive Einkünfte aus gewerblicher Tätigkeit aus 
anderen in diesem ausländischen Staat belege-
nen Betriebstätten übersteigt. 2 Soweit der Ver-
lust dabei nicht ausgeglichen wird, ist bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 10 d des Ein-
kommensteuergesetzes der Verlustabzug zuläs-
sig. 3 Der nach Satz 1 abgezogene Betrag ist, so-
weit sich in einem der folgenden Veranlagungs-
zeiträume bei den nach diesem Abkommen zu 
befreienden Einkünften aus gewerblicher Tätig-
keit aus in diesem ausländischen Staat belege-
nen Betriebstätten insgesamt ein positiver Be-
trag ergibt, in dem betreffenden Veranlagungs-
zeitraum bei der Ermittlung des Gesamtbetrags 
der Einkünfte wieder hinzuzurechnen. 4 Satz 3 ist 
nicht anzuwenden, wenn der Steuerpflichtige 
nachweist, daß nach den für ihn geltenden Vor-
schriften des ausländischen Staates ein Abzug 
von Verlusten in anderen Jahren als dem Ver-
lustjahr allgemein nicht beansprucht werden 
kann." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 erhält der erste Satzteil 
folgende Fassung: 

„Die Rücklage darf für das Wirtschaftsjahr 
des Steuerpflichtigen, in dem der Verlust der 
ausländischen Tochtergesellschaft entstanden 
ist, bis zur Höhe des Teils des Verlustes ge-
bildet werden, der dem Verhältnis der neu 
erworbenen Anteile zum Nennkapital dieser 
Gesellschaft entspricht;" 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 7 

Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei 
Auslandsinvestitionen der deutschen Wirtschaft 

Das Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei Aus-
landsinvestitionen der deutschen Wirtschaft vom 
18. August 1969 (BGBl. I S. 1211, 1214), geändert 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3656), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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b) Absatz 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Voraussetzungen der Nummern 2 
und 3 durch Vorlage sachdienlicher Un-
terlagen, insbesondere Bilanzen und Er-
gebnisrechnungen und etwaige Geschäfts-
berichte der ausländischen Tochergesell

-

schaft, nachgewiesen werden; auf Ver-
langen sind diese Unterlagen mit dem im 
Staat der Geschäftsleitung oder des Sit-
zes vorgeschriebenen oder üblichen Prü-
fungsvermerk einer behördlich aner-
kannten Wirtschaftsprüfungsstelle oder 
einer vergleichbaren Stelle vorzulegen,". 

c) Dem Absatz 3 Nr. 1 wird folgender Halb-
satz angefügt: 

„soweit er die Verlustteile, die bei der Bil-
dung der Rücklage nach Absatz 1 Satz 3 
zweiter Halbsatz und Satz 4 unberücksich-
tigt geblieben sind, oder den Auflösungsbe-
trag im Sinne der Nummer 2 übersteigt,". 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Absat-
zes 2" durch die Worte „der Absätze 2 bis 4" 
ersetzt. 

b) Die folgenden Absätze 3 und 4 werden ange-
fügt: 

„ (3) Die Vorschrift des § 2 Abs. 1 ist erst-
mals auf Verluste anzuwenden, die in dem 
nach dem 10. Oktober 1979 beginnenden 
Wirtschaftsjahr entstehen. 

(4) Die Vorschriften des § 3 Abs. 1 Satz 3, 
Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 3 Nr. 1 sind erstmals 
für das Wirtschaftsjahr anzuwenden, das 
nach dem 31. Dezember 1979 endet." 

Artikel 8 

Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (BGBl. I  S. 127), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 6. September 1976 (BGBl. I 
S. 2641), wird wie folgt geändert: 

1. § 40 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Höchstbetrag der anrechenbaren aus-
ländischen Steuern ist für die Ausschüttun-
gen aus jedem einzelnen Wertpapier-Sonder-
vermögen zusammengefaßt zu berechnen." 

b) Folgender Satz 5 wird angefügt: 

„§ 34 c Abs. 2 und 3 des Einkommensteuer-
gesetzes ist sinngemäß anzuwenden." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Die folgenden Absätze 3 und 4 werden ange-
fügt: 

" (3) Die Vorschrift des § 2 Abs. 1 ist erst-
mals auf Verluste anzuwenden, die in dem 
nach dem 31. Dezember  1979 beginnenden 
Wirtschaftsjahr entstehen. 

(4) unverändert 

 

Artikel 8 

Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (BGBl. I S. 127), zuletzt geändert durch ... 
vom ...), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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2. § 41 Abs. 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

„5. den Betrag der nach § 34 c Abs. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes anrechenbaren und 
nach § 34 c Abs. 3 des Einkommensteuer-
gesetzes abziehbaren ausländischen Steuern, 
der auf die in den Ausschüttungen enthal-
tenen Einkünfte im Sinne des § 40 Abs. 4 
entfällt." 

3. Dem § 43 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Die Vorschriften des § 40 Abs. 4 sind 
erstmals anzuwenden für Ausschüttungen auf 
Anteilscheine an einem Wertpapier-Sonderver-
mögen, die nach dem 31. Dezember 1979 zuflie-
ßen, und für die nicht zur Kostendeckung oder 
Ausschüttung verwendeten Einnahmen des 
Wertpapier-Sondervermögens erstmals für das 
Geschäftsjahr, das nach dem 31. Dezember 1979 
endet." 

Artikel 9 

Gesetz über den Vertrieb ausländischer Investment

-

anteile und über die Besteuerung der Erträge aus 
ausländischen Investmentanteilen 

Das Gesetz über den Vertrieb ausländischer In-
vestmentanteile und über die Besteuerung der Er-
träge aus ausländischen Investmentanteilen vom 
28. Juli 1969 (BGBl. I S. 986), zuletzt geändert durch 
Artikel 73 des Gesetzes vom 14. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 19 Abs. 1 wird folgender Satz 4 ange-
fügt: 

„Auf Abzugsteuern. im Sinne des Satzes 1 ist 
§ 34 c Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes sinn-
gemäß anzuwenden." 

2. In § 20 Abs. 2 Satz 2 wird die Jahreszahl „1976" 
durch die Jahreszahl „1979" ersetzt. 

Artikel 10 

Umwandlungssteuergesetz 

Das Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei 
Änderung der Unternehmensform vom 6. Septem-
ber 1976 (BGBl. I S. 2641, 2643) wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Der Gewinn der übernehmenden Personen-
gesellschaft erhöht sich in dem Wirtschaftsjahr, 
in dem das Vermögen nach § 2 als übergegangen 
gilt, um die nach § 12 anzurechnende Körper-
schaftsteuer und um einen Sperrbetrag im Sinne 
des § 50 c des Einkommensteuergesetzes." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

Artikel 9 

Gesetz über den Vertrieb ausländischer Investment

-

anteile und über die Besteuerung der Erträge aus 
ausländischen Investmentanteilen 

Das Gesetz über den Vertrieb ausländischer In-
vestmentanteile und über die Besteuerung der Er-
träge aus ausländischen Investmentanteilen vom 
28. Juli 1969 (BGBl. I S. 986), zuletzt geändert durch 
... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

 

Artikel 10 

unverändert 
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2. § 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Satz 2 wird folgender Satz 3 einge-
fügt: 

„Die Hinzurechnung unterbleibt, soweit eine 
Gewinnminderung, die sich durch den An-
satz der Anteile mit dem niedrigeren Teil-
wert ergeben hat, nach § 50 c des Einkom-
mensteuergesetzes nicht anerkannt worden 
ist." 

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 
und 5. 

3. Dem § 16 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 ist § 50 c 
des Einkommensteuergesetzes auch auf die An-
teile anzuwenden, die an die Stelle der Anteile 
an der übertragenden Kapitalgesellschaft treten." 

4. § 28 erhält folgende Fassung: 

„§ 28 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 auf den 
Übergang von Vermögen anzuwenden, dem als 
steuerlicher Übertragungsstichtag ein nach dem 
31. Dezember 1976 liegender Tag zugrunde ge-
legt wird. In den Fällen des Dritten Teils ist die 
vorstehende Fassung dieses Gesetzes bereits für 
steuerliche Übertragungsstichtage vor dem 1. Ja-
nuar 1977 anzuwenden, wenn der Stichtag in 
ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschafts-
jahr der übernehmenden Körperschaft fällt, das 
nach dem 31. Dezember 1976 abläuft. 

(2) § 5 Abs. 3 ist erstmals anzuwenden, wenn 
der steuerliche Übertragungsstichtag nach dem 
31. Dezember 1979 liegt. 

(3) § 15 Abs. 2 und § 16 Abs. 4 sind erstmals 
anzuwenden, wenn der steuerliche Übertra-
gungsstichtag in ein Wirtschaftsjahr der über-
nehmenden Körperschaft fällt, das nach dem 
31. Dezember 1979 abläuft. 

(4) § 23 des Gesetzes über steuerliche Maßnah-
men bei Änderung der Unternehmensform vom 
14. August 1969 (BGBl. I S. 1163), geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Einkommensteuer-
reformgesetz vom 21. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3656), ist in den Fällen weiter anzuwenden, 
in denen der Vertrag über die Geschäftsver-
äußerung in der Zeit vom 9. Mai 1973 bis 30. No-
vember 1973 abgeschlossen worden ist." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

 

Artikel 10a 

Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613, ber. 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch das 
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Artikel 11 

Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezem-
ber 1977 (BGBl. I S. 2443), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 27. November 1978 (BGBl. I 
S. 1829), wird wie folgt geändert: 

1. § 68 b wird aufgehoben. 

2. § 68 f wird aufgehoben. 

3. § 68 g wird aufgehoben. 

4. In § 84 wird hinter Absatz 2 der folgende Ab-
satz 2 a eingefügt: 

„ (2 a) § 68 b, § 68 f und 68 g sind letztmals für 
den Veranlagungszeitraum 1979 anzuwenden." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Gesetz vom ... (BGBl. I  S....), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 46 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Satz 1 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Ein Pfändungs- und Überweisungsbeschluß 
oder eine Pfändungs- und Einziehungsverfü-
gung dürfen nicht erlassen werden, bevor 
der Anspruch entstanden ist. Ein entgegen 
diesem Verbot erwirkter Pfändungs- und 

Überweisungsbeschluß oder erwirkte Pfän-
dungs- und Einziehungsverfügung sind nich-
tig." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

2. § 155 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ein Steuerbescheid kann erteilt wer-
den, auch wenn ein Grundlagenbescheid noch 
nicht erlassen wurde." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab-
sätze 3 und 4. 

3. § 162 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) In den Fällen des § 155 Abs. 2 können 
die in einem Grundlagenbescheid festzustellen-
den Besteuerungsgrundlagen geschätzt werden." 

4. § 287 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Für die richterliche Anordnung einer 
Durchsuchung ist das Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirk die Durchsuchung vorgenommen 
werden soll." 

Artikel 11 

Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezem-
ber 1977 (BGBl. I S. 2443), zuletzt geändert durch 
... (BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 
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Artikel 12 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 13 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 12 

unverändert 

Artikel 13 

unverändert 


